
Pflege kann mehr!

Positionspapier der Stiftungsallianz1

für eine neue Rolle der professionel-
len Pflege im Gesundheitswesen

Die Stiftung Münch, die Bertelsmann Stiftung
und die Robert Bosch Stiftung haben das ge-
meinsame Ziel, Beiträge zur Weiterentwick-
lung und Sicherstellung einer bedarfsgerechten
und zukunftsfähigen, qualitativ hochwertigen
Gesundheitsversorgung für alle Menschen zu
leisten. Die drei Stiftungen haben sich auf der
Grundlage dieser Ziele zur Formulierung ge-
meinsamer Positionen zur Zukunft der profes-
sionellen Pflege zu einer Stiftungsallianz zu-
sammengeschlossen2. Aus Sicht der Allianz
hängt die Qualität und Zukunftsfähigkeit der
Gesundheitsversorgung im erheblichen Maße
von der Rolle und den Beiträgen der professio-
nellen Pflege ab. Dazu braucht es kurz- und
mittelfristige Strategien, um dem Fachkräfte-
mangel zu begegnen. Zusätzlich braucht es
mittel- und langfristige Strategien, um die
Qualität in der professionellen Pflege sicherzu-
stellen. Die Rahmenbedingungen für die pro-
fessionelle Pflege müssen deutlich verbessert

werden, und es ist von zentraler Bedeutung, die
Attraktivität des Pflegeberufs wirksam und
nachhaltig zu steigern. Dazu müssen nach Auf-
fassung der Stiftungsallianz jetzt neue Aufga-
ben und Rollen der Pflege in der multiprofes-
sionellen Kooperation in allen Bereichen des
Gesundheitswesens etabliert werden. Pflege
kann viele neue Aufgaben und solche, die heute
noch von Ärzt_innen durchgeführt werden,
übernehmen. Auch deshalb müssen berufsqua-
lifizierende und weiterbildende Pflegestudien-
gänge an Universitäten und Hochschulen ent-
schieden ausgebaut werden. Nicht zuletzt muss
die Stimme der professionellen Pflege in den
Gremien der Selbstverwaltung und der Ge-
sundheitspolitik spürbar an Gewicht gewin-
nen. Angesichts des demografischen Wandels
ist Eile geboten, zügig diese seit vielen Jahren
auch von den drei Stiftungen wiederholt ange-
mahnten Weichen zu stellen und damit die
Pflege auch hierzulande zu professionalisieren
und aufzuwerten. 
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1 Stiftung Münch, Möhlstr. 9, 81675 München; Inter-
net: https://www.stiftung-muench.org, Ansprechpart-
nerin: Annette Kennel, E-Mail: AK@stiftung-
muench.org
Bertelsmann Stiftung, Carl-Bertelsmann-Str. 256,
33311 Gütersloh; Internet: https://www.bertelsmann-
stiftung.de, Ansprechpartner: Uwe Schwenk, E-Mail:
Uwe.Schwenk@bertelsmann-stiftung.de
Robert Bosch Stiftung GmbH, Heidehofstraße 31,
70184 Stuttgart; Internet: https://www.bosch-stif-
tung.de, Ansprechpartnerin: Dr. Bernadette Klapper,
E-Mail: Bernadette.Klapper@bosch-stiftung.de

2 Über einige Monate hinweg hat es Treffen und Abstim-
mungsprozesse von Vertreter_innen der drei Stiftun-
gen gegeben, die vom Deutschen Institut für ange-
wandte Pflegeforschung e.V. (DIP) in Köln unter Lei-
tung von Prof. Dr. Frank Weidner organisiert,
moderiert und dokumentiert worden sind.

Pflege kann mehr! 
Positionen der Stiftungsallianz

1. Die Potenziale der Pflege liegen 
in ihrer Professionalisierung

Eine Politik, die das Bild „Pflegen kann jeder“
bedient und dazu beiträgt Bildungsstandards
abzusenken, schafft ein gefährliches Deprofes-
sionalisierungsklima. Der bestehende Fach-
kräftemangel erfordert eine Kursänderung zu
einer nachhaltigen Professionalisierung der
Pflege mit erheblich mehr Akademisierungsan-
strengungen.

2. Neue Aufgaben für die Pflege – 
Substitution ärztlicher Aufgaben

International gibt es viele gute Erfahrungen mit
einer starken und selbständig tätigen Pflege im
Gesundheitswesen. Das zeigt, dass die Pflege
grundsätzlich viel mehr heilkundliche Aufga-
ben im Gesundheitswesen übernehmen könnte,
auch solche, die bislang zu ärztlichen Tätigkei-
ten gehören. Es braucht jetzt den entschiedenen
Umsetzungswillen bei Politik und Verantwort-
lichen, dies zeitnah anzugehen.



Deutschland diskutiert seit Jahrzehnten über
den Pflegenotstand. Das ist gut und schlecht
zugleich. Gut, weil immer wieder auf die Pflege
geschaut wird, schlecht, weil keine durchgrei-
fende Besserung in Sicht ist. Zunehmend erhält
das Thema jetzt öffentliche und politische Auf-
merksamkeit und Beteiligung (vgl. Bertels-
mann Stiftung 2012; Prognos 2018). Politik
und Verantwortliche versuchen zwischenzeit-
lich mit Sofortprogrammen, Qualifikationsof-

fensiven und Anwerbeaktionen und zuletzt mit
der groß angelegten Konzertierten Aktion Pfle-
ge (KAP) Abhilfe zu schaffen (vgl. BMG 2019).
Selten wurden so viele Reformen, Gesetze und
Verordnungen zur Leistungsausweitung und
Sicherstellung der pflegerischen Versorgung
zugleich auf den Weg gebracht wie seit der letz-
ten Legislaturperiode.
Die KAP hat in fünf parallelen Arbeitsgrup-

pen binnen Jahresfrist mehr als 300 Einzelver-
einbarungen zur Verbesserung der Qualifika-
tion, Beschäftigung und Vergütungssituation
in der Pflege, zur Nutzung der Digitalisierung
und Gewinnung von Fachpersonal aus dem
Ausland erstellt und im Juni 2019 der Öffent-
lichkeit vorgelegt. Insgesamt waren rund 50
Interessensverbände und Organisationen an
der KAP beteiligt. Nun steht und fällt es mit der
Umsetzung der Vereinbarungen, ob damit die
in Aussicht gestellte Abkehr von der Negativ-
spirale in der Pflege gelingen kann. Denn auch
bei allen guten Absichten und Anstrengungen
vieler Akteure, Engagements und hilfreichen
Ideen der Vergangenheit wurden bislang nicht
die richtigen Mittel gegen den Fachkräfte- und
Versorgungsmangel in der Pflege gefunden.
Die Positionen der Stiftungsallianz weisen in
diesem Kontext insbesondere auf Potenziale
hin, die in der Umsetzung der KAP noch zu
stärken sind. Denn die Frage ist, ob mittels der
KAP das Ruder wirklich herumgeworfen wer-
den kann, oder ob sie im Kern eine KAP der gu-
ten Hoffnungen bleiben wird.

1. Die Potenziale der Pflege liegen in
ihrer Professionalisierung

Um die Versorgungslücken zu schließen, hat
die Politik auch immer wieder geringer qualifi-
zierten Menschen den Zugang zur Pflegeaus-
bildung ermöglicht. Dazu wurden in Deutsch-
land bereits vor Jahren in der Altenpflege die
Zugangsvoraussetzungen für die Pflegeausbil-
dungen abgesenkt. Dahingegen haben nahezu
alle europäischen Nachbarländer höhere Bil-
dungsabschlüsse (i. d. R. 12 Jahre Allgemein-
bildung) für den Zugang zu den anspruchsvol-
ler werdenden Pflegeberufen geregelt und die
Pflegeausbildungen auf Hochschulniveau ge-
hoben. Deutschland hat sich gegen eine Verein-
heitlichung auf diesem Niveau gestemmt und
sich mit Macht in diesem Punkt durchgesetzt.
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3. Expertise in der Pflege – 
Zigtausend Studienplätze nötig

Die Übernahme erweiterter Aufgaben der Pfle-
ge setzt sehr gute berufliche und akademische
Qualifikationen voraus. Pflege zu studieren ist
in unseren Nachbarländern gängige Praxis.
Der Bund und die Länder zeigen sich bezüglich
der Einrichtung primärqualifizierender Stu-
diengänge in der Pflege aber weiterhin viel zu
mutlos und zu vage. Es braucht jetzt rund
30.000 Studienplätze für die pflegerische Ver-
sorgung in Deutschland und Konzepte für die
Integration der Absolvent_innen in der Pflege-
praxis.

4. Selbstverwaltung – nicht mehr 
an der Pflege vorbei

Dort, wo es um Entscheidungen im Gesund-
heitswesen geht, die Auswirkungen auf die pfle-
gerische Versorgung haben, muss auch die pro-
fessionelle Pflege mit am Tisch sitzen. Ihre Kom-
petenzen und ihr Mittun sind schon jetzt
unverzichtbar. Das betrifft die gesamte Selbst-
verwaltungsorganisation im Gesundheitswesen.
Die Pflegenden sollten sich selbst stärker auch in
die Debatten einbringen.

5. Spitzenmedizin – Spitzenpflege
Deutschland leistet sich eine sehr gute Breiten-
medizin und eine wettbewerbsfähige Spitzen-
medizin und zugleich einen Dauerpflegenot-
stand. Das ist nicht gut für die Menschen, und es
ist unwirtschaftlich. Daher ist es höchste Zeit,
nun auch die Pflege in der Fläche zu sichern, zu-
sätzlich Spitzenpflege zu ermöglichen und zu
erkennen, dass beides zusammengehört. Eine
exzellente Pflege erhöht die Attraktivität des
 Berufs.



Auch im neuen Pflegeberufegesetz wurden
kurz vor Verabschiedung der Ausbildungs- und
Prüfungsverordnung im Juni 2018 die Anfor-
derungen an die Ausbildung in der Altenpflege
unverständlicherweise abgesenkt, was auch im
Nachgang vom Bundesrat ungewöhnlich
scharf kritisiert und mit der klaren Forderung
der Rücknahme verknüpft wurde (vgl. Bundes-
rat 2018; Weidner 2016; 2018).
So wundert es nicht, dass der Anteil an hoch-

schulisch qualifizierten Pflegefachpersonen in
der Versorgung von Patient_innen sowie Pfle-
gebedürftigen in kaum einem anderen west-
lichen Industrieland so niedrig ist wie in
Deutschland. In unseren Nachbarländern ist es
üblich, dass akademisch qualifizierte Pflege-
fachpersonen in der ambulanten und stationä-
ren Langzeitpflege und der Akutpflege Men-
schen versorgen (vgl. Stiftung Münch 2019).
Im Gegensatz dazu wurden hierzulande zahl-
reiche Diskussionen darüber geführt, welche
Bevölkerungs- und Arbeitnehmergruppen für
die Pflege noch gewonnen werden könnten,
ohne auf die Nebenwirkungen der damit ver-
breiteten Vorstellung „Pflegen kann jeder“ zu
achten. Bemerkenswerterweise wird nichts
unternommen, um Abiturienten für den Beruf
zu gewinnen. Die Pflege und ihr öffentliches
Bild haben in diesem Deprofessionalisierungs-
klima schweren Schaden genommen. Ohne
Zweifel sind alle Menschen, die sich beruflich
in der Pflege engagieren wollen, willkommen.
Dazu braucht es dann aber ein gut gestuftes
und durchlässiges Qualifikations- und Be-
schäftigungssystem, in dem alle im Team ent-
sprechend ihrer jeweiligen Ausbildung Aufga-
ben und Verantwortung übernehmen können.
Politik und Gesellschaft tragen daher, trotz

der vielen Bemühungen um Verbesserung, ei-
nen Großteil der Verantwortung für die festge-
fahrene Situation in der Pflege. Es zeichnet sich
inzwischen deutlich ab, dass eine Politik, die
gegen die galoppierende Pflegemisere Bil-
dungsstandards absenkt oder zumindest nicht
den wachsenden Anforderungen entsprechend
weiterentwickelt, nicht die gewünschte Wir-
kung erzielen kann. Es braucht daher nun ei-
nen entschiedenen und grundsätzlichen Kurs-
wechsel in der deutschen Gesundheitspolitik
zur weiteren Professionalisierung der Pflege. Es
geht um weniger Mangel- und Defizitdebatte,

stattdessen um mehr Ressourcen- und Potenzi-
alentfaltung und Qualitätszugewinne.

2. Neue Aufgaben für die Pflege – 
Substitution ärztlicher Aufgaben

Der demografische Wandel stellt das Gesund-
heitssystem vor gewaltige Herausforderungen.
So tun sich inzwischen mit Blick auf die Pri-
märversorgung ärztliche und pflegerische Ver-
sorgungslücken vor allem in den struktur-
schwachen Regionen in Deutschland auf. Die
Versorgung älterer, multimorbider und
schwerkranker Menschen kann ambulant heu-
te schon nicht mehr überall sichergestellt wer-
den (vgl. SVR 2018). Früher als notwendig
müssen sie ins Krankenhaus oder in Einrich-
tungen der stationären Langzeitpflege. Das
widerspricht dem Wunsch der Menschen, so
lange wie möglich in ihrem Zuhause zu leben
und dort ggf. gepflegt werden zu können, und
ist auch ökonomisch fragwürdig.
Bei dieser sich zuspitzenden Versorgungslage

empfiehlt sich ein Blick in andere Länder, die
eine multiprofessionelle Versorgung mit part-
nerschaftlicher Aufteilung der Heilkundever-
antwortung zwischen verschiedenen Berufs-
gruppen bereits seit langem erfolgreich umset-
zen. Sie setzen dabei verstärkt auf akademisch
qualifizierte Pflegefachpersonen, die in enger
Kooperation mit Ärzt_innen, anderen Ge-
sundheitsfachberufen und weiteren Akteuren
diese Zielgruppen eigenverantwortlich dia-
gnostisch und therapeutisch versorgen. Auch
die Kompetenzen, bestimmte Medikamente
und Hilfsmittel verordnen zu können, gehören
für die professionell Pflegenden nicht selten da-
zu. Häufig haben Patient_innen, z. B. in ört-
lichen Gesundheitszentren, zunächst Kontakt
zu Pflegefachpersonen als erste Ansprechpart-
ner_innen. Diese entscheiden nach ihrer Ein-
schätzung der Situation, was geschehen muss
und ob weitere Versorger hinzugezogen werden
müssen. Sie tragen mehr Verantwortung, erhal-
ten öffentliche Wertschätzung dafür und ver-
dienen besser als Pflegefachpersonen hierzu-
lande. Ihr Einsatz ist aber i. d. R. immer noch
günstiger als der von Ärzt_innen. Mit diesem
System multiprofessioneller Versorgung wer-
den im Ausland sehr gute Erfahrungen ge-
macht (vgl. Stiftung Münch 2019).
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Gute Beispiele und Ansätze für den Einsatz
erweiterter Pflegekompetenzen gibt es interna-
tional und hierzulande bereits. Gesetzliche
Grundlagen zur Qualifikation und Weiterbil-
dung sind nun vorhanden. Auch die KAP hat
sich in einem Handlungsfeld der Gestaltung
neuer Aufgaben- und Verantwortungsbereiche
für Pflegefachpersonen gewidmet (vgl. BMG
2019). Es braucht jetzt aber den entschiedenen
Umsetzungswillen bei Politik und Verantwort-
lichen im Gesundheitswesen. Neben den ge-
setzlichen und tariflichen Regelungen muss die
Praxis nachziehen. Der Einsatz studierter Pfle-
gefachpersonen mit erweiterten Kompetenzen
ist in den stationären und ambulanten Pflege-
einrichtungen, in Krankenhäusern, in Gesund-
heitszentren und Kommunen etc. dringend ge-
boten.
Pflegeberufe sind Heilberufe gem. Art. 74

Nr. 19 des Grundgesetzes. Dies stellt eine wich-
tige Voraussetzung für eine entsprechende Re-
form dar. Dass sie bislang ärztlich vorbehaltene
Heilkunde auch selbständig ausüben können,
ist seit 2012 gesetzlich geregelt, so im §63 Abs.
3c SGB V, der sogenannten Richtlinie zur Heil-
kundeübertragung im Rahmen von Modell-
vorhaben. Diese Möglichkeiten sind aber
 bislang kaum genutzt worden, weil die büro-
kratischen Hürden des Verfahrens sehr hochge-
steckt waren. In der Richtlinie ist z. B. die ei-
genständige Ausübung von Diagnostik und
Therapie durch speziell qualifizierte Pflegende
im Bereich der Versorgung von Menschen mit
Diabetes mellitus, Demenz, chronischen Wun-
den und Hypertonie und weitere Tätigkeiten
der Heilkunde geregelt. Die KAP hat begrü-
ßenswerterweise nun der Fachkommission
nach §53 PflBG aufgetragen, standardisierte
Module zur Vermittlung erweiterter Kompe-
tenzen für Pflegefachpersonen zur Ausübung
selbständiger Heilkunde zu entwickeln. Diese
Module könnten schneller und unkomplizier-
ter in die beruflichen und hochschulischen
Pflegeausbildungen implementiert werden.
Damit ist ein Weg vorgezeichnet, über den es
zukünftig regelhaft möglich sein kann, dass
Pflegefachpersonen bislang ärztliche Tätigkei-
ten der Diagnostik, Therapie und Verordnun-
gen eigenverantwortlich im Sinne einer Substi-
tution übernehmen könnten (vgl. BMG
2019). Es wäre zusätzlich wünschenswert, an-
erkannte Qualifizierungsmodule zur Heilkun-

deübertragung nicht nur in Ausbildungen,
sondern im Einvernehmen mit den Bundeslän-
dern auch in Weiterbildungen zu ermöglichen,
also z. B. in Masterstudiengängen.
Hinzu kommt, dass gemäß §4 des PflBG ab

2020 erstmals einzig Pflegefachpersonen dazu
berechtigt sind, den individuellen Pflegebedarf
zu erheben und festzustellen, den Pflegeprozess
zu organisieren, zu gestalten und zu steuern so-
wie die Qualität der Pflege zu sichern, zu entwi-
ckeln und zu evaluieren. Diese Regelung vorbe-
haltener Aufgaben geht so weit, dass es auch
Ärzt_innen zukünftig untersagt ist, in diese
Hoheit einzugreifen. Erstmals verfügt die be-
rufliche Pflege damit über eine professionelle
Handlungsautonomie (vgl. Igl 2019; Weiß et
al. 2018). Fachlich spricht vieles dafür, auch die
Begutachtung von Pflegebedürftigkeit und die
Pflegeberatung im Sinne des Pflegeversiche-
rungsgesetzes zu vorbehaltenen Aufgaben von
professionell Pflegenden zu erklären und damit
die Handlungsautonomie des Berufes weiter zu
stärken (vgl. Weidner 2019). Ob damit per-
spektivisch auch die Zuständigkeit für die Be-
gutachtung von Pflegebedürftigkeit vom Me-
dizinischen Dienst der Krankenversicherung
(MDK) an die Profession der Pflege und eine
entsprechende Organisation ihrer Selbstver-
waltung übergehen kann, wird in Zukunft
noch zu diskutieren sein.

3. Expertise in der Pflege – 
Zigtausend Studienplätze nötig

Der Wissenschaftsrat (WR) hat schon 2012
empfohlen, 10 bis 20% eines Ausbildungsjahr-
gangs der Gesundheitsberufe akademisch zu
qualifizieren und dies in Verbindung mit der
zunehmenden Komplexität und notwendigen
Spezialisierung in der Versorgung begründet
(vgl. Wissenschaftsrat 2012). Die Bundesregie-
rung stellte im Sommer 2019 in der Beantwor-
tung einer kleinen Anfrage von Bündnis 90/
Die Grünen fest, dass sie von einem Anteil von
0,5 bis maximal 1,0% der Beschäftigten in Pfle-
geeinrichtungen und Krankenhäusern ausge-
he, die über einen akademischen Abschluss ver-
fügen. Davon jedoch werde ein erheblicher Teil
in patientenfernen Handlungsfeldern einge-
setzt (vgl. Deutscher Bundestag 2019). Aktuell
bereitet der WR eine groß angelegte Studie vor,
wie es um die hochschulische Qualifikation
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und um den patientenorientierten Einsatz aka-
demisch qualifizierter Pflegender steht. Es gibt
Grund zur Skepsis, denn auch die KAP sowie
der zuständige Bund und die Länder zeigen sich
in diesem Punkt weiterhin mutlos und vage.
Sieben Jahre nach der WR-Empfehlung soll der
KAP zufolge ein „erster Schritt“ (BMG 2019:
22) in diese Richtung unternommen werden.
Dazu muss man wissen, dass laut statistischem
Bundesamt 2016 rund 63.000 Menschen in
Deutschland eine Pflegeausbildung begonnen
haben (vgl. destatis 2018; inklusive Pflegehel-
fer_innen). Wollte man nun etwa 20% des Aus-
bildungsgangs akademisch qualifizieren, wie
vom WR empfohlen, müssten für mindestens
10.000 Auszubildende Studienplätze bereitge-
stellt werden, was bei mindestens drei Jahren
Studiendauer rund 30.000 Studienplätzen für
eine hochschulische Pflegeausbildung an deut-
schen Hochschulen bedeutet. Das ist deutlich
mehr als es heute gibt, aber gerade im Hinblick
auf die internationalen Akademisierungsquo-
ten ein überfälliger Schritt. „Pflege in den Hör-
saal!“ forderten unlängst der angesehene Bil-
dungsforscher Hurrelmann und die renom-
mierte Pflegewissenschaftlerin Schaeffer (vgl.
ZEIT 2019: 41/48). Der gesetzliche Rahmen
für eine hochschulische Pflegeausbildung ist
mit dem PflBG gegeben, die Finanzierung
muss jetzt schnell zwischen Bund und Ländern
auf den Weg gebracht werden.
Ziel der hochschulischen Pflegeausbildung

nach dem PflBG ist die Vermittlung erweiterter
Kompetenzen für die akademischen Pflege-
fachfrauen und -männer (§ 37ff ). Dabei geht es
beispielsweise um die Befähigung zur Steue-
rung hochkomplexer Pflegeprozesse, zur fach-
lich-wissenschaftlichen Expertise bei spezifi-
schen Krankheiten oder schwerer Pflegebe-
dürftigkeit oder zur forschungsgestützten
Problemlösung im Alltag. Mit der Heilkunde-
übertragung (s. o.) kämen weitere spezifische
Kompetenzen hinzu.
International ist es längst üblich, dass sich

professionell Pflegende aufbauend auf einem
Bachelorabschluss in der Pflege eigens durch
weitere Pflegestudiengänge auf Masterniveau
zu sogenannten Advanced Practice Nurses
(APN und NP für Nurse Practitioners) weiter-
qualifizieren können. Mit ihrer akademischen
Qualifikation stellen die APN den Zugang der
Pflegepraxis zu jeweils spezialisiertem, wissen-

schaftlichen Wissen sicher, fördern so eine evi-
denzbasierte, fundierte Versorgung von kran-
ken und pflegebedürftigen Menschen und tra-
gen zur pflegerischen Exzellenz bei. Im Fall der
Primärversorgung in der Kommune geht es
beispielsweise um Community Health Nursing
(CHN) oder Public Health Nursing (PHN).
Diese APN werden z. B. auf Aufgaben der ei-
genständigen medizinisch-pflegerischen, am-
bulanten Versorgung in enger Zusammenar-
beit mit Ärzt_innen vorbereitet. Oder sie kom-
men im Kontext sozialräumlicher und
vorwiegend gesundheitsförderlicher und prä-
ventiver Aufgaben in Kommunen zum Einsatz,
etwa in Bereichen der aufsuchenden Beratung
und der kommunalen Infrastrukturentwick-
lung. In der Akutversorgung zielen APN-Mas-
terstudiengänge im Ausland z. B. auf „Critical
Care“, „Acute Care Nursing“ oder „Intensive
Care Nursing“. In der stationären Langzeitpfle-
ge übernehmen APN Aufgaben der Qualitäts-
sicherung und -entwicklung, insbesondere mit
Blick auf pflegerische Interventionen zur Teil-
habeförderung, Demenzbegleitung, Dekubi-
tus- und Sturzvermeidung, aber auch zur
 generellen Innovation und Öffnung der Ein-
richtungen ins Quartier hinein. Hochschulab-
schlüsse im Ausland lauten hier „Applied Ge-
rontology“ oder auch „Elderly Care“ (vgl.
DBfK 2018; 2019 und Bertelsmann Stiftung
2019). 
Nicht jeder, der zukünftig in der Pflege arbei-

ten will, muss über erweiterte, akademisch er-
worbene Kompetenzen verfügen. Es wird viel-
mehr auf Teams und Organisationsformen im
Qualifikationsmix hinauslaufen, d. h. neben
den APN würden hochschulisch ausgebildete
Pflegefachpersonen mit Bachelorgrad, beruf-
lich ausgebildete Pflegefachpersonen, Pflege-
helfer_innen oder Pflegeassistent_innen und
schließlich ungelernte Hilfskräfte oder auch
ehrenamtlich Engagierte eingesetzt werden.
Diese Teams und Netzwerke würden je nach
Qualifikation und Aufgabenstellung die anste-
henden Versorgungs- und Betreuungsaufgaben
aufteilen und organisieren (vgl. Robert Bosch
Stiftung 2018b).
Mit der dringend gebotenen Akademisie-

rung der Pflege einher geht die Notwendigkeit,
in Pflegewissenschaft und -forschung an Uni-
versitäten, Hochschulen und Institutionen zu
investieren. Komplexe Fragen der Pflegequa-
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lität oder der Personalbemessung lassen sich
nicht mehr ohne Pflegeforschung beantwor-
ten. Das Scheitern der Pflegenoten spricht hier
Bände. Es muss daher auch in der Breite eine
staatlich finanzierte, anwendungs- und grund-
lagenorientierte Forschung in der Pflege in
Deutschland etabliert werden. Pflegefor-
schungsfelder sind hier beispielsweise die Ver-
sorgung, Qualität, Prävention, Bildung, Inno-
vation und Technologien sowie der Arbeits-
markt (vgl. Behrens et al. 2012). 

4. Selbstverwaltung – nicht mehr an 
der Pflege vorbei

Neupositionierung und Aufwertung der Pflege
gehen mit ihrer weiteren Professionalisierung
einher, das heißt, dass neben einer erweiterten
Handlungsautonomie und einer wissenschafts-
fundierten Qualifikation auch die organisierte
Selbstbestimmung der Pflege und die Stärkung
ihrer Rolle in der Selbstverwaltung folgen müs-
sen. In einigen Bundesländern wie Rheinland-
Pfalz, Niedersachsen und Schleswig-Holstein
gibt es bereits Pflegekammern als Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts, in NRW und Ba-
den-Württemberg befinden sie sich im Auf-
bau, aber rund die Hälfte der Bundesländer zö-
gert noch mit der Errichtung dieser klassischen
Institution der Selbstbestimmung von Heilbe-
rufen oder hat sich wie Hamburg oder Hessen
dagegen entschieden. Die Pflegekammern mit
ihrer Pflichtmitgliedschaft bieten eine gute
Möglichkeit zur organisierten Selbstbestim-
mung der Pflege, auch wenn damit die freiwilli-
ge Selbstorganisation der Pflegenden keines-
wegs obsolet wird.
Auf Bundesebene haben die bestehenden

Pflegekammern gemeinsam mit dem Deut-
schen Pflegerat (DPR) die Initiative zur Errich-
tung der Bundespflegekammer als Dachorga-
nisation gestartet. Die politisch Verantwort-
lichen in Bund und Ländern sollten diese
Entwicklungen fördern. Darüber hinaus muss
der Pflege im Gemeinsamen Bundesausschuss
(G-BA), aber auch in anderen Gremien und
Prozessen, etwa der Leistungsgesetze, ein grö-
ßeres Gewicht eingeräumt werden. Sozialmi-
nister Karl-Josef Laumann (NRW) formuliert
es treffend: „Wenn über Pflege entschieden
wird, sitzen viele Berufsgruppen mit am Tisch –
die Pflege selbst oft aber nicht“ (vgl. MAGS

2019). Mehr noch als bisher müssen die profes-
sionell Pflegenden auch selbst bereit sein, sich
zu organisieren und sich in die Debatten einzu-
bringen, um sich so für die Belange ihres Beru-
fes und bessere Beschäftigungsbedingungen
einzusetzen (vgl. Kellner 2011).

5. Spitzenmedizin – Spitzenpflege
Deutschland leistet sich eine sehr gute Breiten-
medizin und eine wettbewerbsfähige Spitzen-
medizin und zugleich einen Dauerpflegenot-
stand. Das ist nicht gut für die Menschen, und
es ist unwirtschaftlich. Daher ist es höchste
Zeit, die Pflege in der Fläche zu sichern, zusätz-
lich Spitzenpflege zu ermöglichen und zu ver-
stehen, dass dies ein Teil der Antwort auf die
Fachkräfte- und Versorgungsmängel in der
Pflege ist. Pflegerische Exzellenz kann in allen
Sektoren und Einrichtungen und über das ge-
samte pflegerisch-therapeutische Spektrum
von der Prävention, Kuration, Rehabilitation
und Palliation neue Wirkungen entfalten. Sie
zeigt sich in wissenschaftsfundierten Begrün-
dungs- und Entscheidungskompetenzen, der
Befähigung zur Kooperation, Verantwortungs-
übernahme und Innovation auf Augenhöhe in
der multiprofessionellen Arbeit und nicht zu-
letzt in entschiedenem Einsatz zum Wohle von
Patient_innen und Pflegebedürftigen (vgl. Ro-
bert Bosch Stiftung 2018a; Flaiz 2018). Mit
verbesserten Rahmenbedingungen, erweiter-
ten Aufgaben, neuen Qualifikationswegen, ei-
genständiger Forschung und starkem Einfluss
im Gesundheitswesen kann eine professionelle
und exzellente Pflege attraktive Berufs- und
Karrieremöglichkeiten bieten und junge, gut
ausgebildete Menschen ansprechen und gewin-
nen. Die öffentliche Hand und die Solidarge-
meinschaft wird Milliarden Euro in die Pflege
investieren müssen, dafür aber erhebliche Kos-
ten einsparen durch eine effektivere und effi-
zientere Versorgung und eine in der Folge ge-
sündere Bevölkerung. Pflege kann mehr, wenn
man ihr die Möglichkeiten dazu gibt.
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